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KURZE BEGRÜNDUNG
Hintergrund und Vorschlag der Kommission 

Der Europäische Rat hat den Europäischen Verteidigungs-Aktionsplan der Kommission, der im November 2016 verabschiedet wurde, begrüßt, und die Kommission wurde ersucht, in der ersten Jahreshälfte des Jahres 2017 Vorschläge vorzulegen. Ein Kernvorschlag des Europäischen Verteidigungs-Aktionsplans besteht in der Einrichtung eines Europäischen Verteidigungsfonds zur Förderung der Investitionen in gemeinsame Forschung und Entwicklung von Verteidigungsgütern und ‑technologien, weshalb der Fonds aus zwei verschiedenen, sich gegenseitig ergänzenden Fenstern gebildet werden sollte, nämlich einem Forschungsfenster und einem Fähigkeitenfenster. 

Dieser Vorschlag für ein Programm zur industriellen Entwicklung im Verteidigungsbereich fällt in das Fähigkeitenfenster und zielt darauf ab, im Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2020 einen Beitrag zur Innovationsfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Verteidigungsindustrie zu leisten. 

Der Vorschlag der Kommission besagt Folgendes: Als Begünstigte im Rahmen des Programms kommen Unternehmen mit Sitz in der Union in Frage. Die Union würde finanzielle Unterstützung leisten, hauptsächlich in Form von Finanzhilfen. Förderfähige Maßnahmen sollten im Rahmen einer Kooperation von mindestens drei Unternehmen mit Sitz in mindestens zwei Mitgliedstaaten durchgeführt werden. Der Finanzierungssatz ist auf 20 % der Gesamtkosten der Maßnahme begrenzt, soweit sie die Herstellung von Prototypen betrifft. Begünstigte, die eine Maßnahme im Rahmen der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit (SSZ) entwickeln, kommen für eine höhere Mittelzuweisung in Frage. Die Mittelausstattung für das Programm beliefe sich auf 500 Mio. EUR. Der Vorschlag für eine Verordnung beinhaltet Maßnahmen mit Bezug auf die Verteidigungsindustrie der Union, und die Kommission gibt Artikel 173 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (Industriepolitik) als Rechtsgrundlage an. 

Standpunkt der Verfasserin der Stellungnahme des IMCO-Ausschusses 

Grundsätzlich begrüßt die Verfasserin der Stellungnahme den Vorschlag der Kommission. Wenngleich das Hauptziel in der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Verteidigungsindustrie besteht, kann ein solches Instrument auch aus Binnenmarktperspektive unterstützt werden. Trotz der Tatsache, dass bestehende Binnenmarktinstrumente Lösungen für eine wirksame Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und zur Nutzung von Größenvorteilen bieten, besteht die Fragmentierung des Verteidigungsmarktes weiter fort. Die Verfasserin der Stellungnahme ist daher überzeugt, dass zusätzliche Maßnahmen, wie etwa gezielte EU-Finanzierung, eine Reihe von kooperativen Entwicklungsprojekten in Gang setzen könnten, die andernfalls nicht in Angriff genommen würden, sowie eine Grundlage für eine schrittweise Integration des europäischen Markts in diesem Sektor schaffen könnten.

Gleichzeitig und insoweit Mittel der Europäischen Union aufgewendet werden, vertritt die Verfasserin der Stellungnahme die Auffassung, dass trotz der Besonderheiten des Verteidigungssektors für maximale Transparenz gesorgt werden und das Programm so offen wie möglich bleiben sollte. 

Die Verfasserin der Stellungnahme ist ferner der Ansicht, dass der Vorschlag in verschiedener Hinsicht verbessert werden kann, und geht im Rahmen der vorgeschlagenen Änderungsanträge auf folgende Punkte ein: 

	Erhöhung der erforderlichen Beteiligung von drei auf acht Unternehmen und von zwei auf sechs Mitgliedstaaten; mit den von der Kommission vorgeschlagenen Beteiligungsvorschriften wird eine sehr niedrige Schwelle gesetzt, wodurch sich die Unterstützung durch die Union nicht wirklich rechtfertigen lässt. Die geförderten Projekte sollten zu einer praktischen Stärkung der europäischen Zusammenarbeit beitragen, und dies lässt sich nur durch eine Erhöhung der Beteiligungsschwellen erreichen;
	bessere Verknüpfung der Ziele des Programms mit den Vergabekriterien sowie mit den Anforderungen an Bewertung und Berichterstattung;
		Klarstellung des Vergabekriteriums der Verpflichtung der Mitgliedstaaten, die Beschaffung gemeinsam zu bewerkstelligen, um sicherzustellen, dass keine Zweifel darüber bestehen, inwieweit die Richtlinie 2009/81/EG über die Beschaffung von Verteidigungsgütern Anwendung findet; 
	erforderlichenfalls Billigung der Teilnahme von Unternehmen mit Sitz in einem Drittland, unter der Bedingung, dass dies im Arbeitsprogramm festgelegt wird; auf diese Weise wären wichtige Projekte, die den Zielen des Programms dienen und eine Beteiligung eines Unternehmens mit Sitz in einem Drittland erfordern, weiterhin förderfähig; in dieser Hinsicht kann in Bezug auf geistiges Eigentum ein eher vorsichtiger Ansatz verfolgt werden;
		Einräumung einer gewissen Flexibilität hinsichtlich Teilnehmerzahl, Art der Teilnehmer und Sitz in begründeten Ausnahmefällen (wobei der Normalfall eine stärkere Zusammenarbeit europäischer Unternehmen sein sollte);
		Förderung einer verstärkten Zusammenarbeit (hohe Anzahl von Teilnehmern und Mitgliedstaaten) und einer erheblichen Beteiligung von KMU durch Hinzufügung entsprechender Vergabekriterien;
		Herabsetzung der maximalen finanziellen Unterstützung für Maßnahmen, die nicht die Herstellung von Prototypen betreffen, auf höchstens 50 % sowie Erhöhung dieses Anteils auf 100 %, wenn diese Maßnahmen von KMU durchgeführt werden;
		Einstellung der finanziellen Unterstützung (10 %) für Projekte im Rahmen der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit, um nichtdiskriminierend zu sein und eine Zusammenarbeit zwischen neuen Mitgliedstaaten anzuregen;
		Anforderung einer jährlichen Bewertung und Berichterstattung für dieses zweijährige Programm, vor allem da es als Pilotprogramm für das kommende mehrjährige Programm gilt und da für diesen Vorschlag keine umfassende Folgenabschätzung vorgenommen wurde;
		Kürzung der Mittelausstattung für das Programm von 500 Mio. EUR auf 355 Mio. EUR. Nach Angaben der Kommission werden 145 Mio. EUR aus der erfolgreichen Fazilität „Connecting Europe“ zugeteilt, in deren Rahmen unter anderem Investitionen in kritische Maßnahmen zur Förderung der Digitalisierung getätigt werden.
ÄNDERUNGSANTRÄGE
[bookmark: IntroA]Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:
[bookmark: IntroB][bookmark: restart]<RepeatBlock-Amend><Amend>Änderungsantrag		<NumAm>1</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(1)	Im Europäischen Verteidigungs-Aktionsplan, der am 30. November 2016 angenommen wurde, verpflichtete sich die Kommission dazu, die gemeinsamen Anstrengungen der Mitgliedstaaten bei der Entwicklung der Verteidigungsfähigkeiten zu ergänzen, zu verstärken und zu konsolidieren, damit die Herausforderungen im Sicherheitsbereich bewältigt werden können, sowie die Entwicklung einer wettbewerbsfähigen und innovativen europäischen Verteidigungsindustrie zu fördern. Sie schlug insbesondere die Einrichtung eines Europäischen Verteidigungsfonds zur Förderung von Investitionen im Bereich der gemeinsamen Forschung und Entwicklung von Verteidigungsgütern und -technologien vor. Der Fonds würde die Zusammenarbeit während des gesamten Zyklus der Entwicklung von Verteidigungsprodukten und -technologien unterstützen.
	(1)	Im Europäischen Verteidigungs-Aktionsplan, der am 30. November 2016 angenommen wurde, verpflichtete sich die Kommission dazu, die gemeinsamen Anstrengungen der Mitgliedstaaten bei der Entwicklung der Verteidigungsfähigkeiten zu ergänzen, zu verstärken und zu konsolidieren, damit die Herausforderungen im Sicherheitsbereich bewältigt werden können, sowie die Entwicklung einer wettbewerbsfähigen und innovativen europäischen Verteidigungsindustrie zu fördern und einen stärker integrierten Verteidigungsmarkt in Europa zu schaffen, der den unterschiedlichen Sicherheitsbedürfnissen aller Mitgliedstaaten gleichermaßen und in bezahlbarer Form Rechnung trägt. Sie schlug insbesondere die Einrichtung eines Europäischen Verteidigungsfonds zur Förderung von Investitionen im Bereich der gemeinsamen Forschung und Entwicklung von Verteidigungsgütern und -technologien vor. Der Fonds würde die Zusammenarbeit während des gesamten Zyklus der Entwicklung von Verteidigungsprodukten und -technologien unterstützen. Mit dem Fonds sollen die für Verteidigungszwecke verwendeten nationalen Haushaltsmittel ergänzt werden und die Mitgliedstaaten dazu veranlasst werden, mehr in den Verteidigungssektor zu investieren.


</Amend>
[bookmark: restartA][bookmark: EndA][bookmark: EndB]<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>2</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(2)	Um zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit und der Innovation in der Verteidigungsindustrie der Union beizutragen, sollte ein europäisches Programm zur industriellen Entwicklung im Verteidigungsbereich (im Folgenden „das Programm“) eingerichtet werden. Das Programm sollte darauf abzielen, die Wettbewerbsfähigkeit der Verteidigungsindustrie, unter anderem in der Cyberabwehr, der Union zu fördern, indem die Zusammenarbeit zwischen den Unternehmen in der Entwicklungsphase von Verteidigungsprodukten und -technologien unterstützt wird. Die Entwicklungsphase, die der Forschungs- und Technologiephase folgt, ist mit erheblichen Risiken und Kosten verbunden, die die weitere Nutzung der Forschungsergebnisse hemmen und die Wettbewerbsfähigkeit der Verteidigungsindustrie der Union beeinträchtigen. Durch die Unterstützung der Entwicklungsphase würde das Programm einen Beitrag zur besseren Verwertung der Ergebnisse der Verteidigungsforschung leisten, es würde dazu beitragen, die Lücke zwischen Forschung und Produktion zu schließen und es würde alle Formen von Innovation fördern. Mit dem Programm sollten nach Artikel 182 AEUV durchgeführte Tätigkeiten ergänzt werden; es erstreckt sich nicht auf die Herstellung von Verteidigungsprodukten und -technologien.
	(2)	Um zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit und der Innovation in der Verteidigungsindustrie der Union beizutragen und die strategische Autonomie der Union zu stärken, sollte ein europäisches Programm zur industriellen Entwicklung im Verteidigungsbereich (im Folgenden „das Programm“) eingerichtet werden. Das Programm sollte darauf abzielen, die Wettbewerbsfähigkeit und Leistung der Verteidigungsindustrie, unter anderem – angesichts der Entwicklungen hinsichtlich der Geschwindigkeit und Komplexität von Cyberangriffen – der Industrie der Union für Cyberabwehr zu fördern, indem die Zusammenarbeit zwischen den Unternehmen in der Entwicklungsphase von Verteidigungsprodukten und -technologien unterstützt wird. Die Entwicklungsphase, die der Forschungs- und Technologiephase folgt, ist mit erheblichen Risiken und Kosten verbunden, die die weitere Nutzung der Forschungsergebnisse hemmen und die Wettbewerbsfähigkeit der Verteidigungsindustrie der Union beeinträchtigen. Durch die Unterstützung der Entwicklungsphase würde das Programm einen Beitrag zur besseren Verwertung der Ergebnisse der Verteidigungsforschung leisten, es würde dazu beitragen, die Lücke zwischen Forschung und Produktion zu schließen und es würde alle Formen von Innovation fördern. Mit dem Programm sollten nach Artikel 182 AEUV durchgeführte Tätigkeiten ergänzt werden; es erstreckt sich nicht auf die Herstellung von Verteidigungsprodukten und -technologien.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>3</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 3</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(3)	Zur besseren Nutzung von Größenvorteilen in der Verteidigungsindustrie sollte das Programm die Zusammenarbeit zwischen den Unternehmen bei der Entwicklung von Verteidigungsprodukten und -technologien unterstützen. 
	(3)	Die Fragmentierung des europäischen Verteidigungsmarkts und die geringe Anzahl der Kooperationsprojekte im Bereich der Verteidigung zwischen den Mitgliedstaaten führen zu unnötigen Doppelstrukturen im Bereich der Fähigkeiten und Ausgaben. Zur besseren Nutzung von Größenvorteilen in der Verteidigungsindustrie und zur Stärkung des Binnenmarkts für Verteidigungsgüter sollte das Programm die Zusammenarbeit zwischen den Unternehmen bei der Entwicklung von Verteidigungsprodukten und -technologien unterstützen, und zwar auf Ebene sowohl der Hauptauftragnehmer als auch der Lieferanten, wenn gemeinsam vereinbarte Fähigkeitsanforderungen ermittelt werden und auf die mangelnde Interoperabilität und technologische Lücken eingegangen wird. Das sollte auch zu einer Effizienzsteigerung des Binnenmarktes im Verteidigungssektor beitragen, was letztlich zu einem besseren Kosten-Nutzen-Verhältnis für die Mitgliedstaaten führt.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>4</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 4 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(4a)	Das Budget des Programms sollte sich nicht nachteilig auf die Umsetzung der Programme auswirken, aus denen Umschichtungen stammen, und sollte daher in erster Linie aus dem Gesamtspielraum für Mittel für Verpflichtungen, dem Gesamtspielraum für Mittel für Zahlungen und dem Flexibilitätsinstrument finanziert werden.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>5</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 5 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(5a)	Entsprechend dem Ziel einer Förderung der strategischen Autonomie der Union sollten bei der Bereitstellung finanzieller Unterstützung der Union durch dieses Programm Produkte und Technologien, die mit diesem Programm entwickelt werden, Vorrang erhalten, wenn die Mitgliedstaaten auf dem europäischen Markt verfügbare Produkte oder Technologien erwerben wollen.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>6</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 7</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(7)	Wegen der Besonderheiten des Sektors werden in der Praxis keine gemeinsamen Projekte zwischen Unternehmen eingeleitet, wenn die Mitgliedstaaten nicht im Vorfeld vereinbart haben, Projekte solcher Art zu unterstützen. Nach der Festlegung gemeinsamer Prioritäten für die Verteidigungsfähigkeiten auf Unionsebene und gegebenenfalls auch unter Berücksichtigung gemeinsamer Initiativen auf regionaler Ebene ermitteln und konsolidieren die Mitgliedstaaten die militärischen Anforderungen und legen die technischen Spezifikationen des Projekts fest. Sie können auch einen Projektleiter ernennen, der für die Arbeiten im Zusammenhang mit der Entwicklung eines gemeinsamen Projekts verantwortlich ist. 
	(7)	Wegen der Besonderheiten des Sektors werden in der Praxis keine gemeinsamen Projekte zwischen Unternehmen eingeleitet, wenn die Mitgliedstaaten nicht im Vorfeld vereinbart haben, Projekte solcher Art zu unterstützen. Nach der Festlegung gemeinsamer Prioritäten für die Verteidigungsfähigkeiten im Rahmen der Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik und der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit auf Unionsebene und gegebenenfalls auch unter Berücksichtigung gemeinsamer Initiativen auf regionaler Ebene ermitteln und konsolidieren die Mitgliedstaaten die Anforderungen im Verteidigungsbereich und legen die technischen Spezifikationen des Projekts fest.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>7</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 10</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(10)	Da das Ziel des Programms darin besteht, die Wettbewerbsfähigkeit der Verteidigungsindustrie der Union zu fördern, indem das Risiko in der Entwicklungsphase kooperativer Projekte gemindert wird, sollten Maßnahmen im Zusammenhang mit der Entwicklung von Verteidigungsprodukten oder ‑technologien – insbesondere die Festlegung gemeinsamer technischer Spezifikationen, Entwurf, Prototypen, Tests, Eignungsnachweis, Zertifizierung, Durchführbarkeitsstudien und andere unterstützende Maßnahmen – förderfähig sein. Dies gilt auch für die Optimierung bestehender Verteidigungsprodukte und ‑technologien.
	(10)	Da das Ziel des Programms darin besteht, die Wettbewerbsfähigkeit und die Integration der Verteidigungsindustrie der Union und die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern, indem einige der Risiken der Entwicklungsphase kooperativer Projekte getragen werden, sollten Maßnahmen im Zusammenhang mit der Entwicklung von Verteidigungsprodukten oder ‑technologien – insbesondere die Festlegung gemeinsamer technischer Spezifikationen und Normen, Entwurf, Prototypen, Tests, Eignungsnachweis, Zertifizierung, Durchführbarkeitsstudien und andere unterstützende Maßnahmen – förderfähig sein. Dies sollte auch für wesentliche Weiterentwicklungen bestehender Verteidigungsprodukte und ‑technologien gelten.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>8</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 11</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(11)	Da das Programm insbesondere auf eine Verbesserung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen Unternehmen in verschiedenen Mitgliedstaaten abzielt, sollte die Finanzierung einer Maßnahme durch das Programm nur in Betracht kommen, wenn sie im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen mindestens drei Unternehmen mit Sitz in mindestens zwei verschiedenen Mitgliedstaaten durchgeführt wird.
	(11)	Da das Programm insbesondere auf eine Verbesserung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen öffentlichen oder privaten Unternehmen in verschiedenen Mitgliedstaaten abzielt, sollte die Finanzierung einer Maßnahme durch das Programm nur in Betracht kommen, wenn sie im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen mindestens drei Unternehmen mit Sitz in mindestens drei verschiedenen Mitgliedstaaten durchgeführt wird.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>9</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 12</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(12)	Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit bei der Entwicklung von Verteidigungsprodukten und -technologien wurde oft durch die Schwierigkeit behindert, sich auf gemeinsame technische Spezifikationen zu einigen. Das Fehlen oder der begrenzte Umfang der gemeinsamen technischen Spezifikationen haben zu einer zunehmenden Komplexität, zu Verzögerungen und zu überhöhten Kosten in der Entwicklungsphase geführt. Die Einigung über gemeinsame technische Spezifikationen sollten eine Voraussetzung für die Förderfähigkeit im Rahmen dieses Unionsprogramms sein. Maßnahmen zur Unterstützung der Festlegung einer gemeinsamen Definition technischer Spezifikationen sollten im Rahmen des Programms ebenfalls förderfähig sein.
	(12)	Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit bei der Entwicklung von Verteidigungsprodukten und -technologien wurde oft durch die Schwierigkeit behindert, sich auf gemeinsame technische Spezifikationen oder Normen zu einigen und die Interoperabilität zu fördern. Das Fehlen oder der begrenzte Umfang der gemeinsamen technischen Spezifikationen oder Normen haben zu einer zunehmenden Komplexität, zu Verzögerungen und zu überhöhten Kosten in der Entwicklungsphase geführt. Die Einigung über gemeinsame technische Spezifikationen oder Normen sollte eine wesentliche Voraussetzung für die Förderfähigkeit im Rahmen dieses Unionsprogramms sein. Maßnahmen zur Unterstützung der Festlegung einer gemeinsamen Definition technischer Spezifikationen oder Normen sollten im Rahmen des Programms ebenfalls förderfähig sein.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>10</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 13</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(13)	Da das Programm auf eine Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Verteidigungsindustrie der Union abzielt, sollten nur in der Union niedergelassene und unter der wirksamen Kontrolle der Mitgliedstaaten oder ihrer Staatsangehörigen stehende Rechtsträger förderfähig sein. Um den Schutz der wesentlichen Sicherheitsinteressen der Union und ihrer Mitgliedstaaten zu gewährleisten, dürfen sich die Infrastruktur, Einrichtungen, Vermögenswerte und Ressourcen, die von den Begünstigten und den Unterauftragnehmern im Rahmen der durch das Programm geförderten Maßnahmen genutzt werden, nicht auf dem Gebiet von Nicht-Mitgliedstaaten befinden.
	(13)	Da das Programm auf eine Stärkung der effizienten Zusammenarbeit und der Wettbewerbsfähigkeit der Verteidigungsindustrie der Union und eine Konsolidierung der verteidigungsstrategischen Autonomie der Union abzielt, sollten nur Rechtsträger förderfähig sein, die in der Union niedergelassen sind und deren Leitungs- und Verwaltungsstrukturen sich dort befinden. Unternehmen mit Sitz in Drittländern sollten sich auch an den Projekten beteiligen können, indem sie mit Begünstigten zusammenarbeiten, sofern sie sich in einem Drittland befinden, das im Arbeitsprogramm angegeben ist. Um den Schutz der wesentlichen Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen der Union und ihrer Mitgliedstaaten zu gewährleisten, sollten sich die Infrastruktur, Einrichtungen und Vermögenswerte, die von den Begünstigten und den Unterauftragnehmern im Rahmen der durch das Programm geförderten Maßnahmen genutzt werden, nicht auf dem Gebiet von Drittstaaten befinden. Begünstige und ihre Unterauftragnehmer sollten nicht unter der Kontrolle –in dem Sinne, wie Kontrolle beispielsweise in der Wettbewerbspolitik verstanden wird – von Drittstaaten oder in einem Drittstaat niedergelassenen Rechtsträgern stehen.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>11</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 14</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(14)	Förderfähige Maßnahmen im Rahmen der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit innerhalb des institutionellen Rahmens der Union würden eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Unternehmen in den verschiedenen Mitgliedstaaten auf einer kontinuierlichen Grundlage gewährleisten und somit einen unmittelbaren Beitrag zu den Zielen des Programms leisten. Solche Projekte sollten daher einen höheren Finanzierungssatz erhalten.
	(14)	Förderfähige Maßnahmen im Rahmen der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit innerhalb des institutionellen Rahmens der Union würden eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Unternehmen in den verschiedenen Mitgliedstaaten auf einer kontinuierlichen Grundlage gewährleisten und somit einen wirksamen Beitrag zu den Zielen des Programms leisten. Solche Projekte sollten daher einen höheren Finanzierungssatz erhalten.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>12</NumAm>

<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 16</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(16)	Die Förderung der Innovation und der technologischen Entwicklung in der Verteidigungsindustrie der Union sollte in einer Weise erfolgen, die den Sicherheitsinteressen der Union Rechnung trägt. Folglich sollte der Beitrag der Maßnahme zu diesen Interessen und zu den von den Mitgliedstaaten gemeinsam vereinbarten Prioritäten hinsichtlich der Verteidigungsfähigkeiten als Zuschlagskriterium dienen. In der Union werden die gemeinsam vereinbarten Prioritäten hinsichtlich der Verteidigungsfähigkeiten im Plan zur Fähigkeitenentwicklung festgelegt. Andere Verfahren der Union wie die Koordinierte Jährliche Überprüfung der Verteidigung (CARD) und die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit werden die Umsetzung der einschlägigen Prioritäten durch eine verstärkte Zusammenarbeit unterstützen. Wenn es zweckmäßig erscheint und den Sicherheits- und Verteidigungsinteressen der Union dient, können auch regionale oder internationale Initiativen der Zusammenarbeit, beispielsweise im Rahmen der NATO, berücksichtigt werden.
	(16)	Die Förderung der Innovation und der technologischen Entwicklung in der Verteidigungsindustrie der Union sollte in einer Weise erfolgen, die den Sicherheitsinteressen der Union Rechnung trägt und mit dem Völkerrecht vereinbar ist. Folglich sollte der Beitrag der Maßnahme zu diesen Interessen und zu den von den Mitgliedstaaten gemeinsam vereinbarten Prioritäten hinsichtlich der Verteidigungsfähigkeiten als Vergabekriterium dienen. In der Union werden die gemeinsam vereinbarten Prioritäten hinsichtlich der Verteidigungsfähigkeiten im Plan zur Fähigkeitenentwicklung festgelegt. Im Europäischen Verteidigungs-Aktionsplan, der am 30. November 2016 von der Kommission veröffentlicht wurde, wird betont, dass zivile und militärische Synergien verbessert werden müssen, was auch für die Raumfahrtpolitik, die Cybersicherheit und -abwehr sowie die maritime Sicherheit gilt. Andere Verfahren der Union wie die Koordinierte Jährliche Überprüfung der Verteidigung (CARD) und die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit werden die Umsetzung der einschlägigen Prioritäten durch eine verstärkte Zusammenarbeit unterstützen. Wenn es zweckmäßig erscheint und den Sicherheits- und Verteidigungsinteressen der Union dient, sollten auch regionale oder internationale Initiativen der Zusammenarbeit, wie beispielsweise die im Rahmen der NATO ergriffenen, berücksichtigt werden.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>13</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 18</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(18)	Um sicherzustellen, dass die geförderten Maßnahmen zur Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Verteidigungsindustrie beitragen, sollten sie marktorientiert und nachfragegesteuert sein. Daher sollte der Umstand, dass sich Mitgliedstaaten bereits dazu verpflichtet haben, das Endprodukt oder die Technologie gemeinsam und möglicherweise koordiniert zu produzieren und zu beschaffen, in den Vergabekriterien berücksichtigt werden. 
	(18)	Um sicherzustellen, dass die geförderten Maßnahmen zur Wettbewerbsfähigkeit und Effizienz der europäischen Verteidigungsindustrie beitragen, sollten sie marktorientiert und nachfragegesteuert sein. Daher sollte der Umstand, dass sich Mitgliedstaaten bereits dazu verpflichtet haben, das Endprodukt oder die Technologie gemeinsam und möglicherweise koordiniert zu entwickeln, produzieren oder zu beschaffen, in den Vergabekriterien berücksichtigt werden. In jedem Fall sollten die Anforderungen der Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates1a, einschließlich der Grundsätze der Transparenz und der Nichtdiskriminierung, in vollem Umfang beachtet werden, und Ausnahmen sollten nur in innerhalb der von der Richtlinie gesetzten engen Grenzen erlaubt sein.

	
	___________________

	
	1a Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG (ABl. L 216 vom 20.8.2009, S. 76).


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>14</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 19</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(19)	Die finanzielle Unterstützung durch die Union sollten sich auf maximal 20 % des Gesamtbetrags der förderfähigen Kosten der Maßnahme beschränken, wenn es sich um Prototypen handelt; dies ist häufig die teuerste Maßnahme innerhalb der Entwicklungsphase. Bei anderen Maßnahmen in der Entwicklungsphase sollten die förderfähigen Kosten jedoch zur Gänze abgedeckt werden.
	(19)	Die finanzielle Unterstützung durch die Union sollten sich auf maximal 50 % des Gesamtbetrags der förderfähigen Kosten der Maßnahme beschränken, wenn es sich um Prototypen handelt; dies ist häufig die teuerste Maßnahme innerhalb der Entwicklungsphase. Die Union sollte hingegen bis zu 75% der förderfähigen Kosten für andere Maßnahmen in der Entwicklungsphase sowie 100 % der förderfähigen Kosten für Maßnahmen, die von KMU durchgeführt werden, abdecken.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>15</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 19 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(19a)	Eines der Hindernisse für die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und Marktorientierung der europäischen Verteidigungsindustrie besteht darin, dass Mitgliedstaaten oder zuständige Behörden neue Verteidigungsprodukte in einigen Fällen ohne eine angemessene Vergabe öffentlicher Aufträge beschaffen wollen, um Informationen über die erhaltenen Produkte vorzuenthalten, auch in Fällen, in denen dafür wenig oder kein Anlass besteht. Im Rahmen des Programms sollte daher auch diese Situation untersucht werden und es sollten geeignete Maßnahmen ergriffen werden, damit die Wettbewerbsfähigkeit und Marktorientierung der europäischen Verteidigungsindustrie ohne zusätzliche Kosten für das Programm verbessert wird.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>16</NumAm>

<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 21</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(21)	Die Kommission sollte ein mehrjähriges Arbeitsprogramm im Einklang mit den Zielen des Programms erstellen. Die Kommission sollte bei der Erstellung des Arbeitsprogramms durch einen Ausschuss der Mitgliedstaaten (nachstehend „Programmausschuss“) unterstützt werden. Vor dem Hintergrund der Politik der Union hinsichtlich kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) als Schlüssel zu wirtschaftlichem Wachstum, zur Innovation, zur Schaffung von Arbeitsplätzen sowie zur sozialen Integration in der Union, und angesichts der Tatsache, dass die geförderten Maßnahmen in der Regel eine transnationale Zusammenarbeit erfordern werden, ist es wichtig, dass das Arbeitsprogramm eine solche grenzüberschreitende Teilnahme von KMU widerspiegelt und ermöglicht und dass daher ein Anteil des Gesamtbudgets Maßnahmen solcher Art zugute kommt.
	(21)	Die Kommission sollte ein zweijähriges Arbeitsprogramm im Einklang mit den Zielen des Programms erstellen. Die Kommission sollte bei der Erstellung des Arbeitsprogramms durch einen Ausschuss der Mitgliedstaaten (nachstehend „Programmausschuss“) unterstützt werden. Vor dem Hintergrund der Politik der Union hinsichtlich kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) als Schlüssel zu wirtschaftlichem Wachstum, zu Innovation, zur Schaffung von Arbeitsplätzen sowie zur sozialen Integration in der Union, und angesichts der Tatsache, dass die geförderten Maßnahmen in der Regel eine transnationale Zusammenarbeit erfordern werden, ist es wichtig, dass das Arbeitsprogramm eine solche grenzüberschreitende Teilnahme von KMU widerspiegelt und ermöglicht und dass daher ein Anteil des Gesamtbudgets Maßnahmen solcher Art zugutekommt, da KMU für die industrielle Basis der europäischen Verteidigung und die Wertschöpfungskette zentrale Bedeutung zukommt. Zugleich ist es aber für sie als schwächstes Glied der Lieferkette im Verteidigungsbereich am schwierigsten, an das für neue Investitionen benötigte frische Kapital zu gelangen.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>17</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 22</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(22)	Um vom Fachwissen der Europäischen Verteidigungsagentur zu profitieren, erhält diese einen Beobachterstatus im Ausschuss der Mitgliedstaaten. Der Europäische Auswärtige Dienst sollte ebenfalls im Rahmen des Ausschusses der Mitgliedstaaten unterstützend mitwirken. 
	(22)	Um vom Fachwissen der Europäischen Verteidigungsagentur zu profitieren, erhält diese einen Beobachterstatus im Programmausschuss. Der Europäische Auswärtige Dienst sollte den Programmausschuss ebenfalls unterstützen. 


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>18</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 25</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(25)	Die Kommission sollte zum Abschluss des Programms einen Durchführungsbericht erstellen, in dem die Finanzierungstätigkeiten in Bezug auf die finanziellen Durchführungsergebnisse und wenn möglich die Auswirkungen untersucht werden. Dieser Bericht sollte auch die grenzüberschreitende Teilnahme von KMU an Projekten im Rahmen des Programms sowie die Beteiligung von KMU an der globalen Wertschöpfungskette analysieren — 
	(25)	Die Kommission sollte am Ende jedes Programmjahres einen Durchführungs- und Bewertungsbericht erstellen, in dem die Finanzierungstätigkeiten in Bezug auf die finanziellen Durchführungsergebnisse und die Auswirkungen untersucht und bewertet werden. Dieser Bericht sollte auch die grenzüberschreitende Teilnahme von KMU an Projekten im Rahmen des Programms sowie die Beteiligung von KMU an der globalen Wertschöpfungskette analysieren. Ist die Teilnahme von KMU gering, so sollte die Kommission die Ursachen untersuchen und unverzüglich angemessene neue Maßnahmen im Hinblick auf eine stärkere Teilnahme von KMU vorschlagen — 


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>19</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe a</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(a)	Förderung der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit in der Verteidigungsindustrie der Union durch Unterstützung von Maßnahmen in der Entwicklungsphase;
	(a)	Förderung der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit in der Verteidigungsindustrie der Union durch Unterstützung von grenzüberschreitenden Maßnahmen in der Entwicklungsphase;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>20</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe b</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(b)	Unterstützung und Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen Unternehmen, einschließlich kleiner und mittlerer Unternehmen, bei der Entwicklung von Technologien oder Produkten im Einklang mit den durch Mitgliedstaaten innerhalb der EU gemeinsam vereinbarten Prioritäten bei den Fähigkeiten im Verteidigungsbereich;
	(b)	Verstärkung, Unterstützung und Nutzung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten und Unternehmen zur Förderung integrierter Maßnahmen im Binnenmarkt für Verteidigungsgüter, einschließlich der Einbeziehung kleiner und mittlerer Unternehmen, bei der Entwicklung von Technologien oder Produkten im Einklang mit den durch Mitgliedstaaten innerhalb der EU gemeinsam vereinbarten Prioritäten bei den Fähigkeiten im Verteidigungsbereich, einschließlich der Entwicklung von Fähigkeiten der Cyberabwehr und von Cybersicherheitslösungen für die Verteidigungsindustrie, damit es nicht zu Doppelstrukturen kommt und die Interoperabilität und die Standardisierung gefördert werden;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>21</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe c</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(c)	Förderung einer verbesserten Nutzung der Ergebnisse der Forschung im Bereich der Verteidigung und Beitrag zur Schließung der Lücke zwischen Forschung und Entwicklung.
	(c)	Förderung einer verbesserten Nutzung der Ergebnisse der Forschung im Bereich der Verteidigung und Beitrag zur Schließung der Lücke zwischen Forschung und Entwicklung im Einklang mit den durch die Mitgliedstaaten gemeinsam vereinbarten Prioritäten für die Fähigkeiten im Verteidigungsbereich innerhalb der EU;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>22</NumAm>

<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(ca)	Beitrag zur strategischen Autonomie der Union in Verteidigungsfragen durch Förderung des Wachstums einer unabhängigen und konsolidierten europäischen Verteidigungsindustrie innerhalb des Binnenmarkts mit garantierter Versorgungssicherheit;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>23</NumAm>

<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe c b (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(cb)	Unterstützung der Entwicklung und des Erwerbs neuer Fähigkeiten der Arbeitnehmer im Verteidigungssektor.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>24</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 3 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Die Mittelausstattung für die Durchführung des Programms wird für den Zeitraum von 2019 bis 2020 auf 500 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen festgelegt.
	Die Mittelausstattung für die Durchführung des Programms wird für den Zeitraum von 2019 bis 2020 auf 500 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen festgelegt, die aus den nicht ausgeschöpften Spielräumen im Rahmen der Obergrenzen des mehrjährigen Finanzrahmens 2014-2020 stammen, wobei besonders auf den Gesamtspielraum für Mittel für Verpflichtungen, den Gesamtspielraum für Mittel für Zahlungen und das Flexibilitätsinstrument zurückgegriffen wird. 


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>25</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 6 – Absatz 1 – Einleitung</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	1.	Das Programm leistet in der Entwicklungsphase Unterstützung für Maßnahmen von Begünstigten sowohl für neue als auch für die Optimierung bestehender Produkte und Technologien in folgenden Bereichen:
	1.	Das Programm ermittelt und leistet Unterstützung in der Entwicklungsphase für Maßnahmen von Begünstigten sowohl für neue Produkte und Technologien als auch für die wesentliche Weiterentwicklung bestehender Produkte und Technologien in folgenden Bereichen:


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>26</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe a</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(a)	Entwurf eines Produkts, einer materiellen oder immateriellen Komponente oder Technologie für die Verteidigung sowie technischer Spezifikationen, auf deren Grundlage der Entwurf entwickelt wurde
	(a)	Entwurf eines Produkts, einer materiellen oder immateriellen Komponente oder Technologie für die Verteidigung sowie technischer Spezifikationen oder Normen, auf deren Grundlage der Entwurf entwickelt wurde


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>27</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 6 – Absatz 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	2.	Die Maßnahme wird im Rahmen einer Zusammenarbeit von mindestens drei Unternehmen, die ihren Sitz in mindestens zwei verschiedenen Mitgliedstaaten haben, durchgeführt. Die Unternehmen, die Begünstigte sind, dürfen nicht der wirksamen mittelbaren oder unmittelbaren Kontrolle durch den selben Rechtsträger unterliegen und sie dürfen sich auch nicht gegenseitig kontrolllieren.
	2.	Die Maßnahme wird im Rahmen einer Zusammenarbeit von mindestens drei Unternehmen, die ihren Sitz in mindestens drei verschiedenen Mitgliedstaaten haben, durchgeführt. Die Unternehmen, die Begünstigte sind, und ihre Unterauftragnehmer, die an der Maßnahme beteiligt sind, dürfen nicht der wirksamen mittelbaren oder unmittelbaren Kontrolle durch denselben Rechtsträger unterliegen und sie dürfen sich auch nicht gegenseitig kontrollieren.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>28</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 6 – Absatz 4</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	4.	Wenn es sich um Maßnahmen im Sinne von Absatz 1 Buchstaben b bis f handelt, muss die Maßnahme auf gemeinsamen technischen Spezifikationen gründen.
	4.	Wenn es sich um Maßnahmen im Sinne von Absatz 1 Buchstaben b bis f handelt, muss die Maßnahme auf gemeinsamen technischen Spezifikationen oder Normen gründen, die die Interoperabilität fördern.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>29</NumAm>

<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 7 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	1.	Begünstigte müssen in der Union niedergelassene Unternehmen sein, in denen die Mitgliedstaaten und/oder Staatsangehörige der Mitgliedstaaten mehr als 50 % des Unternehmens besitzen und diese im Sinne des Artikels 6 Absatz 3 unmittelbar oder mittelbar durch ein oder mehrere zwischengeschaltete Unternehmen effektiv kontrollieren. Darüber hinaus dürfen sich sämtliche Infrastrukturen, Einrichtungen, Mittel und Ressourcen, die die Teilnehmer einschließlich Subunternehmer und anderer Dritter in den im Rahmen des Programms finanzierten Maßnahmen verwenden, während der gesamten Laufzeit der Maßnahme nicht auf dem Gebiet von Nicht-Mitgliedstaaten befinden.
	1.	Begünstigte und ihre Subunternehmer müssen öffentliche oder private in der Union niedergelassene Unternehmen sein, und ihre Leitungs- und Verwaltungsstrukturen müssen sich in der Union befinden. Sämtliche Infrastrukturen, Einrichtungen und Mittel, die die Begünstigten einschließlich Unterauftragnehmern und anderer Dritter für die Zwecke der im Rahmen des Programms finanzierten Maßnahmen verwenden, müssen sich während der gesamten Laufzeit der Maßnahme auf dem Gebiet von Mitgliedstaaten befinden.

	
	Die Begünstigen und ihre Unterauftragnehmer dürfen nicht unter der Kontrolle von Drittstaaten oder in Drittstaaten niedergelassenen Rechtsträgern stehen.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>30</NumAm>

<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 7 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	Artikel 7a

	
	Zusätzliche Bedingungen für die Teilnahme

	
	1.	Soweit angemessen und hinreichend gerechtfertigt können in dem Arbeitsprogramm entsprechend speziellen strategischen Erfordernissen oder der Art und den Zielen der Maßnahme zusätzliche Bedingungen festgelegt werden, unter anderem hinsichtlich der Anzahl und Art der Teilnehmer und deren Sitz.

	
	2.	Soweit angemessen können Begünstigte mit Unternehmen zusammenarbeiten, die ihren Sitz in einem Drittland haben, das im Arbeitsprogramm festgelegt ist.

	
	Die Zusammenarbeit gemäß Unterabsatz 1 erfolgt unter dem Vorbehalt, dass solche Unternehmen über einschlägiges Fachwissen im Bereich der förderfähigen Maßnahme verfügen.

	
	Ein Unternehmen, das unter der Kontrolle eines Drittlands oder eines in einem Drittland niedergelassenen Rechtsträgers steht, kann mit den Begünstigten einer Maßnahme zusammenarbeiten, wenn der Mitgliedstaat, in dem der Begünstigte niedergelassen ist, im Einklang mit geltenden nationalen Verfahren oder vertraglichen Vereinbarungen ausreichende Zusicherungen bietet, dass die Beteiligung dieses Unternehmens an der Maßnahme den in der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik gemäß Titel V EUV festgelegten Sicherheits- und Verteidigungsinteressen der Union und ihrer Mitgliedstaaten nicht entgegenstehen würde.

	
	Für die Zwecke von Absatz 2 Unterabsätze 1 und 2 sind Mitgliedstaaten der NATO in jedem Fall zulässig.

	
	3.	Die förderfähigen Maßnahmen müssen mit den in Artikel 42 Absatz 1 EUV genannten Aufgaben der Friedenssicherung, Konfliktverhütung und Stärkung der internationalen Sicherheit in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen im Einklang stehen.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>31</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 10 – Absatz 1 – Buchstabe b</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(b)	Beitrag zur Innovation und technologischen Entwicklung der europäischen Verteidigungsindustrie und damit zur Förderung der industriellen Autonomie der Union im Bereich der Verteidigungstechnologien und
	(b)	Beitrag zur Innovation und technologischen Entwicklung der europäischen Verteidigungsindustrie sowie Beitrag zur Stärkung des Binnenmarkts für Verteidigungsgüter; 


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>32</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 10 – Absatz 1 – Buchstabe c</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(c)	Beitrag zu den sicherheits- und verteidigungspolitischen Interessen der Union durch die Förderung von Verteidigungstechnologien, die zur Umsetzung der gemeinsam von den Mitgliedstaaten innerhalb der Union festgelegten Prioritäten für die Verteidigungsfähigkeiten beitragen und
	(c)	Beitrag zur Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) durch die Förderung von Verteidigungstechnologien, die zur Umsetzung der gemeinsam von den Mitgliedstaaten innerhalb der Union und, falls zutreffend, auf regionaler oder internationaler Ebene festgelegten Prioritäten für die Verteidigungsfähigkeiten beitragen und 


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>33</NumAm>

<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 10 – Absatz 1 – Buchstabe d</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(d)	Tragfähigkeit insbesondere über einen Nachweis durch die Begünstigten, dass die übrigen Kosten der förderfähigen Maßnahme durch andere Mittel abgedeckt werden, beispielsweise durch Beiträge der Mitgliedstaaten und
	(d)	Tragfähigkeit insbesondere über einen Nachweis durch die Begünstigten, dass die übrigen Kosten der förderfähigen Maßnahme durch andere Mittel abgedeckt werden, beispielsweise durch Beiträge der Mitgliedstaaten;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>34</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 10 – Absatz 1 – Buchstabe e</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(e)	für Maßnahmen gemäß den Buchstaben b bis e des Artikels 6 Absatz 1: der Beitrag zur Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Verteidigungsindustrie durch den Nachweis durch die Begünstigten, dass Mitgliedstaaten sich dazu verpflichtet haben, das Endprodukt oder die Technologie in koordinierter Weise – unter anderem durch gemeinsame Auftragsvergabe (falls zutreffend) – gemeinsam zu produzieren und zu beschaffen.
	(e)	für Maßnahmen gemäß den Buchstaben b bis e des Artikels 6 Absatz 1: der Beitrag zur Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Verteidigungsindustrie und zur Stärkung des europäischen Binnenmarkts für Verteidigungsgüter durch den Nachweis durch die Begünstigten, dass Mitgliedstaaten sich dazu verpflichtet haben, das Endprodukt oder die Technologie im Einklang mit der Richtlinie 2009/81/EG über die Beschaffung von Verteidigungs- und Sicherheitsgütern in koordinierter Weise – unter anderem durch gemeinsame Auftragsvergabe (falls zutreffend) – gemeinsam zu entwickeln, zu produzieren oder zu beschaffen.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>35</NumAm>

<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 10 – Absatz 1 – Buchstabe e a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(ea)	wesentliche Beteiligung von in der EU niedergelassenen KMU, die entweder als Mitglieder des Konsortiums oder als Subunternehmer einen Mehrwert schaffen, und insbesondere von KMU, die nicht in den Mitgliedstaaten niedergelassen sind, in denen die anderen Unternehmen des Konsortiums niedergelassen sind;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>36</NumAm>

<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 10 – Absatz 1 – Buchstabe e b (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(eb)	verstärkte oder neue grenzübergreifende Zusammenarbeit.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>37</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 11 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	1.	Die finanzielle Unterstützung durch die Union im Rahmen des Programms darf nicht mehr als 20 % der Gesamtkosten der Maßnahme, soweit sie die Herstellung von Prototypen betrifft, betragen. In allen anderen Fällen kann die Unterstützung die Gesamtkosten der Maßnahme bis zur Gänze abdecken.
	1.	Die finanzielle Unterstützung durch die Union im Rahmen des Programms beträgt nicht mehr als 50 % der Gesamtkosten der Maßnahme, soweit sie die Herstellung von Prototypen nach Maßgabe von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b betrifft. Für alle anderen Maßnahmen gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben a und c bis eb deckt die Unterstützung maximal 75 % der Gesamtkosten der Maßnahme beziehungsweise, wenn die Maßnahme von KMU ergriffen wird, 100 % der Gesamtkosten der Maßnahme ab.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>38</NumAm>

<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 11 – Absatz 2 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	2a.	Wenn ein Konsortium sich verpflichtet, mindestens 10 % der gesamten förderfähigen Kosten der Maßnahmen KMU zuzuweisen, die in anderen Mitgliedstaaten niedergelassen sind als denjenigen, in denen die an dem Konsortium beteiligten Unternehmen, niedergelassen sind, kann dieses Konsortium in den Genuss einer um weitere 10 Prozentpunkte aufgestockten Finanzierung kommen.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>39</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 12 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Die Kommission darf kein Eigentum an den Produkten oder Technologien, die sich aus der Maßnahme ergeben, sowie keine Rechte des geistigen Eigentums im Zusammenhang mit der Maßnahme beanspruchen.
	Die Kommission darf kein Eigentum an den Produkten oder Technologien, die sich aus der Maßnahme ergeben, sowie keine Rechte des geistigen Eigentums im Zusammenhang mit der Maßnahme beanspruchen. Technologieprodukte, die mit Hilfe dieser europäischen Finanzmittel entwickelt oder hergestellt wurden, können nicht Gegenstand eines Technologietransfers oder eines Rechts des geistigen Eigentums zugunsten eines nicht der Europäischen Union angehörigen Drittstaats oder zugunsten eines anderen Wirtschaftsteilnehmers, der nicht von einem Mitgliedstaat kontrolliert wird, sein.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>40</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 13 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	1.	Die Kommission nimmt mittels eines Durchführungsrechtsakts ein mehrjähriges Arbeitsprogramm für die Laufzeit des Programms an. Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Artikel 16 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. Dieses Arbeitsprogramm muss im Einklang mit den in Artikel 2 genannten Zielen stehen.
	1.	Die Kommission nimmt mittels eines Durchführungsrechtsakts ein zweijähriges Arbeitsprogramm für die Laufzeit des Programms an. Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Artikel 16 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>41</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 13 – Absatz 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	2.	Im Arbeitsprogramm sind die Kategorien von Projekten, die im Rahmen des Programms finanziert werden sollen, detailliert aufzuführen.
	2.	Im Arbeitsprogramm sind die Kategorien von Projekten, die im Rahmen des Programms finanziert werden sollen, sowie deren unmittelbarer Bezug zu den in Artikel 2 genannten Zielen detailliert aufzuführen. 


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>42</NumAm>

<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 13 – Absatz 3</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	3.	Durch das Arbeitsprogramm muss gewährleistet werden, dass ein glaubwürdiger Teil des Gesamthaushalts Maßnahmen zur Förderung der grenzüberschreitenden Teilnahme von KMU zugutekommt.
	3.	Durch das Arbeitsprogramm muss gewährleistet werden, dass ein glaubwürdiger Teil des Gesamthaushalts Maßnahmen zur Förderung der grenzüberschreitenden Teilnahme von KMU zugutekommt, möglicherweise auf der Grundlage einer besonderen Projektkategorie mit dem Schwerpunkt auf der grenzüberschreitenden Teilnahme von KMU.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>43</NumAm>

<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 13 – Absatz 3 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	3a.	Im Arbeitsprogramm werden alle Drittländer angegeben, in denen die Unternehmen, die mit den Begünstigten zusammenarbeiten, für die Zwecke von Artikel 7a niedergelassen sein dürfen.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>44</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 17 – Überschrift</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Überwachung und Berichterstattung
	Überwachung, Bewertung und Berichterstattung


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>45</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 17 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	1.	Die Kommission überwacht regelmäßig die Durchführung des Programms und erstellt jährlich einen Fortschrittsbericht gemäß Artikel 38 Absatz 3 Buchstabe e der Verordnung (EU) Nr. 966/2012. Zu diesem Zweck richtet die Kommission die erforderlichen Überwachungsmaßnahmen ein.
	1.	Die Kommission überwacht und bewertet regelmäßig die Durchführung des Programms und erstellt jährlich einen Fortschrittsbericht gemäß Artikel 38 Absatz 3 Buchstabe e der Verordnung (EU) Nr. 966/2012. Zu diesem Zweck richtet die Kommission die erforderlichen Überwachungsmaßnahmen ein.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>46</NumAm>

<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 17 – Absatz 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	2.	Zur Unterstützung einer besseren Effizienz und Effektivität künftiger Unionsmaßnahmen erstellt die Kommission einen nachträglichen Bewertungsbericht und übermittelt diesen dem Europäischen Parlament und dem Rat. Der Bericht, der auf den einschlägigen Konsultationen der Mitgliedstaaten und wichtiger Interessenträger aufbaut, soll insbesondere den Fortschritt hinsichtlich der Erreichung der Ziele gemäß Artikel 2 bewerten. Er soll auch die grenzüberschreitende Teilnahme von KMU an Projekten, die im Rahmen des Programms durchgeführt werden, sowie den Anteil von KMU an der globalen Wertschöpfungskette analysieren.
	2.	Zur Unterstützung einer besseren Effizienz und Effektivität künftiger Unionsmaßnahmen erstellt die Kommission jährliche Bewertungsberichte und übermittelt diese dem Europäischen Parlament und dem Rat. Die Berichte, die auf den einschlägigen Konsultationen der Mitgliedstaaten und wichtiger Interessenträger aufbauen, sollen insbesondere den Fortschritt hinsichtlich der Erreichung der Ziele gemäß Artikel 2 bewerten, wobei die Effizienz und Wirksamkeit der unterstützten Maßnahmen hinsichtlich ihrer finanziellen Abwicklung, ihrer Ergebnisse, ihrer Kosten und, soweit möglich, ihrer Auswirkungen untersucht werden. Außerdem werden die unterschiedlichen Vergabekriterien gemäß Artikel 10 bewertet und einschlägige Daten, einschließlich Informationen über die Beteiligung von KMU und kleinen Midcap-Unternehmen an den durchgeführten Projekten und der globalen Wertschöpfungskette, zur Verfügung gestellt.

	
	Die Berichte müssen auch Informationen über die Aufteilung der entstandenen Rechte des geistigen Eigentums enthalten.


</Amend></RepeatBlock-Amend>
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